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Editorial
Das Jahr 2009 ist ein besonderes in der Erinnerungskultur 
der Deutschen: Vor 90 Jahren wurde die erste Demokratie 
auf deutschem Boden gegründet, vor 70 Jahren ging von 
Deutschland der Zweite Weltkrieg aus, vor 60 Jahren kam 
es zur »doppelten Staatsgründung« in Deutschland, die vor 
nunmehr 20 Jahren mit der Friedlichen Revolution in der 
DDR überwunden werden konnte. Aber auch die Jahre 1979 
mit dem NATO-Doppelbeschluss und 1999 als das Jahr, in 
dem deutsche Soldaten im ehemaligen Jugoslawien erstmals 
seit dem Zweiten Weltkrieg wieder an einem bewaffneten 
Konfl ikt beteiligt waren, sind für die Erinnerung der Deut-
schen von Bedeutung. 

Die aufgeführten Jahresdaten spiegeln nicht nur die wech-
selvolle Geschichte Deutschlands wider. Sie zeigen auch, 
wie sich die Rolle des Landes in der Mitte Europas verändert 
hat. Die beiden Begriffe Verantwortung und Herausforderung 
bringen es auf den Punkt: Eine besondere Verantwortung hat 
Deutschland vor dem Hintergrund seiner Geschichte und des 
Leids, das von deutschem Boden ausgegangen ist. Damit 
steht es vor besonderen Herausforderungen, denn aufgrund 
seines politischen, wirtschaftlichen und sicherheitspoli-
tischen Potenzials wird von Deutschland – mehr als früher –
gefordert, größere Verantwortung für die internationale Frie-
denssicherung in Europa und darüber hinaus zu übernehmen. 
Außerdem ist seit den Terroranschlägen vom 11. September 
2001 deutlich geworden, dass die Gefährdungen des 21. 
Jahrhunderts vor keiner Grenze Halt machen. Gemeinsame 
Risiken erfordern gemeinsame Antworten. Dieser Verantwor-
tung und Herausforderung muss sich Deutschland stellen. 

Die anfangs aufgeführten Jahresdaten zeigen aber auch, dass 
die Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württem-
berg mit dem vorliegenden Heft von »Politik & Unterricht« 

zur deutschen Außen- und Sicherheitspolitik erneut einen 
Beitrag dazu leistet, die Lehrerinnen und Lehrer des Landes 
bei der Gestaltung des Unterrichts mit praxisorientierten 
und gleichzeitig aktuellen Unterrichtsmaterialien zu unter-
stützen. Gerade Themen wie Internationale Beziehungen 
und Internationale Sicherheit sind besonders stark von der 
Aktualität der Materialien abhängig. Schulbücher können 
diese aus nachvollziehbaren Gründen nicht immer leisten. 
Mit einer Vierteljahreszeitschrift wie »Politik & Unterricht« 
kann aber recht kurzfristig reagiert werden. So fi nden sich 
auch in diesem Heft die aktuellen Diskussionen über die 
Frage, ob sich Deutschland mit der Beteiligung seiner Sol-
daten an der ISAF-Truppe in Afghanistan im Krieg befi ndet 
oder nicht. Thematisiert wird auch die offene Frage, wie sich 
mit der Amtsübernahme von Barack Obama in den Vereinig-
ten Staaten das deutsch-amerikanische Verhältnis und die 
Afghanistan-Strategie der NATO verändern werden. Die welt-
politische Situation befi ndet sich im Wandel – Grund genug, 
das Thema im Unterricht entsprechend zu würdigen.

2009 – ein Superwahljahr. Auf allen politischen Ebenen 
stehen Entscheidungen an: die Europawahl, die Bundes-
tagswahl, noch vier weitere Landtagswahlen und Kommunal-
wahlen in acht deutschen Ländern. In Baden-Württemberg 
fi nden die Europa- und Kommunalwahlen gleichzeitig am 
7. Juni statt. »2009 – Wählen gehen!« heißt deshalb das 
Schwerpunktthema der Landeszentrale für politische Bil-
dung. Dazu bieten wir zahlreiche Veranstaltungen, Aktionen 
und Publikationen an.

Die beiden Internetportale www.europawahl-bw.de und www.
kommunalwahl-bw.de informieren umfassend – ob es um das 

Wahlrecht, die Aufgaben des Europäischen Parlaments oder 
des Gemeinderates, die Rolle Baden-Württembergs in Europa 
oder das Panaschieren geht. Beide Portale enthalten um-
fangreiche Linklisten. »Sie fragen – wir antworten« heißt es 
dagegen bei der E-Mail-Hotline zur Kommunalpolitik. 

Zu den Veranstaltungen gehören Planspiele, Internetrallyes 
und Aktionstage für Schüler ebenso wie Bildungsreisen nach 
Straßburg oder Brüssel. Eine Postkartenaktion, die sich be-
sonders an Jungwähler richtet, ruft zur Wahlbeteiligung auf. 
Schließlich bürgt eine Reihe von Publikationen, zu denen 
Wahlsonderhefte ebenso wie Handbücher gehören, für aus-
gewogene Informationen rund um das Thema Wahlen.

Das Angebot zum Superwahljahr im Überblick unter: 
www.lpb-bw.de/waehlen-gehen.

Lothar Frick
Direktor der LpB

Dr. Reinhold Weber
Chefredakteur

Politik & Unterricht • 1-2009



2

Geleitwort des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport
Die meisten Schülerinnen und Schüler sind glücklicherweise 
in Frieden und Freiheit aufgewachsen. Ost-West-Konfl ikt, 
atomares Wettrüsten und Abrüstungsverhandlungen, Ent-
spannungspolitik, NATO-Doppelbeschluss und Friedensbe-
wegung sind für sie längst Geschichte geworden. Sie erleben 
das Zeitalter der Globalisierung. Vor allem im wirtschaft-
lichen Bereich nehmen sie die zunehmende Verfl echtung 
innerhalb Europas, ja der ganzen Welt am deutlichsten wahr. 
Doch jüngst nimmt die Beteiligung der Bundeswehr an den 
ISAF-Truppen in Afghanistan wieder mehr Raum in der öf-
fentlichen Diskussion ein. Damit wird auch die Notwendig-
keit einer wachsenden Kooperation innerhalb Europas und 
der Welt stärker ins Bewusstsein gerückt. Die Bedeutung der 
Sicherung des Weltfriedens und der Bewältigung globaler 
Aufgaben wird dadurch konkret.

Mit dem vorliegenden Heft zur deutschen Außen- und Sicher-
heitspolitik widmet sich die Landeszentrale für politische 
Bildung einem wichtigen, aktuellen und zukunftsrelevanten 
Thema. Anhand zahlreicher Beispiele seit der Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland wird die historische und mo-
ralische Verantwortung Deutschlands herausgearbeitet. Die 
aktuellen Themen, erarbeitet am Beispiel des Kosovo, der 
Demokratischen Republik Kongo und Afghanistans, veran-
schaulichen die Prinzipien und Instrumente der deutschen 
und internationalen Sicherheitspolitik angesichts der neuen 
Bedrohungen im 21. Jahrhundert. Sie vermitteln den He-
ranwachsenden die zentralen Aspekte eines umfassenden 
Sicherheitsbegriffs.

Fast zwangsläufi g müssen sich vor allem junge Männer, aber 
auch junge Frauen mit dem Thema internationale Friedens-
sicherung auseinandersetzen, wenn es um die Frage geht, 
ob sie den Wehrdienst leisten oder aber Zivildienst machen 
wollen. Sie werden dann sehr persönlich mit einem anschei-
nend so fern liegenden Thema konfrontiert und müssen 
sich eine Meinung bilden, die für ihr persönliches Leben 

Auswirkungen hat. Das vorliegende Heft und der entspre-
chend kontrovers gestaltete Schulunterricht können dabei 
durchaus eine Entscheidungshilfe sein.

Wir danken der Landeszentrale für politische Bildung Baden-
Württemberg, dass sie mit dem vorliegenden Heft erneut die 
Forderung nach einem aktuellen Gemeinschaftskundeunter-
richt unterstützt und die Arbeit an der Umsetzung der Bil-
dungspläne des Landes untermauert. Denn hier geht es unter 
den Aspekten Friedenssicherung und Konfl iktbewältigung 
darum, einen Überblick über die internationale Ordnung 
zu geben, exemplarisch sicherheitspolitische Herausforde-
rungen und Lösungsversuche darzustellen und zu beurteilen, 
sicherheitspolitische Leistungen von Allianzen und interna-
tionalen Organisationen zu bewerten und nicht zuletzt die 
Notwendigkeit bzw. Legitimität humanitärer Interventionen 
erörtern zu können. Mit dem großen Bogen, den dieses Heft 
von der Teilung der Welt und der außenpolitischen Stel-
lung der jungen Bundesrepublik in der Nachkriegszeit über 
die deutsche Wiedervereinigung bis hin zur Tagesaktualität 
zieht, liegt den Lehrerinnen und Lehrern des Landes umfang-
reiches Material mit weiterführenden Arbeitsaufträgen und 
Anregungen vor, das ihnen die unterrichtspraktische Arbeit 
erleichtern wird.

Gernot Tauchmann 
Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 
Baden-Württemberg

AUTOR DIESES HEFTES

Prof. Dr. Ingo Juchler lehrt an der Pädagogischen Hoch-
schule Weingarten Politikwissenschaft und ihre Didaktik. 
Darüber hinaus ist er Direktor des Zentrums für politisch-
ökonomische und ethische Bildung. Seine Forschungsschwer-
punkte sind neben der Didaktik der politischen Bildung die 
Bereiche Internationale Beziehungen, Demokratietheorie 
sowie Interkulturalität.
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Baustein A

gericht 1994 die rechtlichen Rahmenbedingungen: Nach 
dem sogenannten Out-of-Area-Urteil ist die Beteiligung der 
Bundeswehr an humanitären und militärischen Einsätzen 
auch außerhalb des NATO-Gebiets im Rahmen des atlan-
tischen Bündnisses wie der Vereinten Nationen zulässig, 
wenn der Bundestag zuvor mit einfacher Mehrheit hierfür 
seine Zustimmung erteilt hat. Seit dem »Out-of-Area-Urteil« 
hat sich die Bundeswehr bereits in zahlreichen Auslandsein-
sätzen militärisch engagiert. Hervorzuheben sind hier insbe-
sondere der NATO-Einsatz im ehemaligen Jugoslawien 1999, 
der EU-Einsatz im Kongo sowie die Beteiligung an der NATO-
Schutztruppe für Afghanistan. 

Im März 1999 beteiligten sich deutsche Kampffl ugzeuge im 
Rahmen einer NATO-Operation an Einsätzen gegen strate-
gische Ziele in Serbien. Nachdem sämtliche diplomatische 
Mittel ausgeschöpft waren, sollten die schweren Luftangriffe 
Slobodan Miloševic zwingen, seinen Vernichtungsfeldzug 
gegen die albanische Minderheit im Kosovo einzustellen. 
Dieser Krieg wurde zwar ohne das Mandat der Vereinten 
Nationen geführt, doch lenkte Miloševic schließlich ein und 
stimmte dem Friedensplan der führenden westlichen Natio-
nen sowie Russlands zu.

Im Sommer 2006 beteiligte sich die Bundeswehr an einem 
EU-Einsatz zur Absicherung der ersten freien Wahlen in der 
Demokratischen Republik Kongo. Dieser von den Vereinten 
Nationen mandatierte Einsatz erfolgte auf der Grundlage 
der im Dezember 2003 verabschiedeten Europäischen Si-
cherheitsstrategie. Damit setzte sich die Europäische Union 
eigenständige außen- und sicherheitspolitischen Ziele, 
welche nach der Uneinigkeit der Europäer im Vorfeld des 
Irak-Krieges im Frühjahr 2003 nun die Eigenständigkeit der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) der EU 
demonstrieren sollte.

Ihren größten und bislang auch verlustreichsten Einsatz 
führt die Bundeswehr seit 2002 im Rahmen der Interna-
tionalen Schutztruppe (ISAF) in Afghanistan durch. Nach 
den Terroranschlägen vom 11. September 2001, als deren 
Urheber der von Afghanistan aus operierende Osama bin 
Laden ausgemacht worden war, hatte Bundeskanzler Gerhard 
Schröder den Vereinigten Staaten die »uneingeschränkte 
Solidarität« Deutschlands zugesagt. Über den Einsatz von 
ISAF hinaus beteiligte sich die Bundesrepublik bislang auch 
an der von den USA geleiteten Antiterror-Operation »Endu-
ring Freedom«.

●●●  BAUSTEIN A

WEGMARKEN DEUTSCHER AUSSENPOLITIK 
BIS ZUR WIEDERVEREINIGUNG

Die bundesdeutsche Außen- und Sicherheitspolitik war bis 
zur Wiedervereinigung bzw. bis zum »Zwei-plus-Vier-Ver-
trag« nicht souverän, sondern stand stets unter dem Vor-
behalt politischer Interessen und Entscheidungen der drei 
westlichen Siegermächte. Vor diesem Hintergrund zeichnet 
sich die deutsche Außenpolitik insbesondere durch die Be-
reitschaft zur Kooperation und zum Multilateralismus aus. 
Nur auf diesem Wege war es von der Kanzlerschaft Konrad 
Adenauers an bis hin zur erfolgreichen Wiedervereinigung 
der beiden deutschen Staaten während der Kanzlerschaft 
von Helmut Kohl möglich, peu à peu die nationale Souverä-
nität gerade auf außen- und sicherheitspolitischem Terrain 
wiederzuerlangen. 

Der einführende Baustein A zeigt die Wegmarken bundes-
deutscher Außen- und Sicherheitspolitik bis zur Wiederverei-
nigung auf. Die vorgestellten Materialien können zum einen 
für einen chronologischen Durchgang prägender außen- und 
sicherheitspolitischer Themen dienen. Zum anderen können 
die Materialien auch jeweils für sich als Einführung genutzt 
werden, um daran anknüpfend vertiefend Gegenstände wie 
etwa den europäischen Integrationsprozess im Unterricht 
zu behandeln.

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

Der Einstieg über die Karikatur A 1 und die Karte zur Spal-
tung der Welt während des Ost-West-Konfl ikts (A 2) ermög-
licht den Schülerinnen und Schülern ein geopolitisches Ver-
ständnis von der Spaltung des europäischen Kontinents nach 
dem Zweiten Weltkrieg. Dabei wird auch deutlich, dass diese 
Spaltung mitten durch Deutschland ging. Die besondere 
politische Situation der 1949 gegründeten Bundesrepub-
lik vor dem Hintergrund dieser Spaltung wird in der ersten 
Regierungserklärung von Bundeskanzler Konrad Adenauer 
(A 3) deutlich. Zugleich enthält diese erste Regierungser-
klärung ein Plädoyer für die Westintegration der Bundesre-
publik, wie sie in der Folgezeit von der Regierung Adenauer 
konsequent betrieben wurde. Die »Teppich-Anekdote« (A 4) 
charakterisiert auf treffende Weise den Behauptungswillen 
dieser ersten bundesdeutschen Regierung auch auf interna-
tionaler Bühne.

Die auf die Frage der Wiedervereinigung bezogenen »Stalin-
Noten« von 1952 sorgten für erheblichen innenpolitischen 
Disput. Strittig war, ob die von der Sowjetunion aufge-
führten Angebote ernst gemeint waren. Die Schülerinnen 
und Schüler können sich selbstständig über den Gehalt der 
»Stalin-Noten« informieren und vor diesem Hintergrund die 
Positionen des SPD-Vorsitzenden Erich Ollenhauer und von 
Bundeskanzler Konrad Adenauer (A 5 und A 6) einschätzen. 
Auf das Schreiben Ollenhauers (A 6) sollen die Schüle-

´

´
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Baustein A

rinnen und Schüler selbst einen Brief entwerfen, wie Kanzler 
Adenauer wohl geantwortet haben könnte. Das tatsächliche 
Antwortschreiben Adenauers fi ndet sich auf dieser Seite 
unten. Wie bedeutsam der im Jahre 1949 gegründete zweite 
deutsche Staat DDR für die Außenpolitik der Bundesrepublik 
wurde, bezeugt die »Hallstein-Doktrin«. Die darin enthal-
tenen Positionen des Alleinvertretungsanspruchs und der 
Nichtanerkennung der DDR sollten dem Ziel der Wiederver-
einigung dienen (A 7). 

Die in dem Briefwechsel von Seiten Ollenhauers kritisierten 
Pariser Verträge wurden von der Paulskirchen-Bewegung, 
die vor allem von Sozialdemokraten und Gewerkschaftern 
getragen war, gleichfalls in Frage gestellt, da sie nach ihrer 
Auffassung durch die außen- und sicherheitspolitische In-
tegration der Bundesrepublik in das westliche Bündnis die 
Wiedervereinigung äußerst gefährdeten (A 8). Eine Ein-
schätzung der historischen Bedeutung der unter Kanzler 
Konrad Adenauer vollzogenen doppelten Westintegration 
wird in den Texten von Helga Haftendorn und Jeremy Rifkin 
dargelegt (A 9). Die Schülerinnen und Schüler können hier-
bei auch den friedensstiftenden Sinn des europäischen Eini-
gungsprojektes erfassen, worauf in Baustein B noch näher 
eingegangen wird.

Die erste sozialliberale Koalition leitete einen neuen außen-
politischen Kurs im Verhältnis zu den Staaten Osteuropas 
ein. Diese neue Ostpolitik unter Kanzler Willy Brandt war 
maßgeblich durch dessen Staatssekretär Egon Bahr konzi-
piert worden. Dieser hatte bereits im Jahre 1963 die Formel 
geprägt, durch welche sich die neue Ostpolitik späterhin 
auszeichnen sollte: »Wandel durch Annährung« (A 10). 
Einen symbolträchtigen Ausdruck des Willens zur Aussöh-

nung und Verständigung mit den Nachbarn im Osten bekun-
dete Willy Brandt im Jahre 1970 durch seinen Kniefall vor 
dem Mahnmal im Warschauer Ghetto (A 11).

Nach einer Phase der internationalen Entspannung verhär-
tete sich die Situation seit Mitte der 1970er Jahre wieder. 
Der von der NATO getroffene »Doppelbeschluss« (A 12) 
führte seit 1979 zu heftigen innenpolitischen Auseinander-
setzungen über die Frage der weiteren Stationierung von 
amerikanischen atomaren Mittelstrecken in der Bundesrepu-
blik. Die Friedensbewegung (A 13), in welcher auch promi-
nente Schriftsteller wie Heinrich Böll oder SPD-Politiker wie 
der damalige Saarbrücker Bürgermeister Oskar Lafontaine 
engagiert waren, stellte einen Teil der neuen sozialen Bewe-
gungen dar, aus denen dann die Grünen hervorgingen.

Die Wahl Michail Gorbatschows zum Generalsekretär der 
Kommunistischen Partei im Jahre 1985 führte zu innen- 
und außenpolitischen Reformen der Sowjetunion, welche 
die Voraussetzung für die Öffnung der Mauer durch die DDR-
Behörden am 9. November 1989 bildeten. So unverhofft die 
Möglichkeit zur Wiedervereinigung der beiden deutschen 
Staaten unter der Kanzlerschaft Helmut Kohls kam, so sehr 
waren zunächst insbesondere auch die westlichen Verbünde-
ten (und Siegermächte) Großbritannien und Frankreich von 
dieser Möglichkeit irritiert. Die französische Karikatur zum 
Tag der deutschen Einheit bringt die Befürchtungen jenseits 
des Rheins zur deutschen Wiedervereinigung zum Ausdruck 
(A 14). Diese Karikatur kann mit dem Text aus »Le Figaro« 
(A 15) kontrastiv ins Verhältnis gesetzt werden. Eine bri-
tische Position zur scheinbaren »Einverleibung« der DDR 
durch die Bundesrepublik bringt die Karikatur des »Specta-
tor« zum Ausdruck (A 16). 

Am 23. Januar 1955 antwortet Bundeskanzler Konrad 
Adenauer auf einen Brief des SPD-Vorsitzenden Erich Ollen-
hauer (vgl. A 6)

»Ich brauche nicht besonders zu betonen, daß der Bun-
desregierung ebenso wie allen Schichten und Ständen des 
deutschen Volkes die Wiedervereinigung Deutschlands in 
Frieden und Freiheit das vordringlichste Ziel ist. Ich bin 
überzeugt, daß, wenn beide Teile Deutschlands frei in 
ihrem Handeln wären, diese Vereinigung sich in kürzester 
Zeit und ohne jede Schwierigkeit vollziehen würde. Aber 
wir sind nicht frei. Unser Land ist als Folge des verlorenen 
Krieges von vier Mächten besetzt. Wir müssen, wenn wir 
richtig handeln wollen, vor allem unsere eigene Lage rich-
tig beurteilen. 

Wie Sie in Ihrem Brief richtig schreiben, kann die Wieder-
vereinigung nur durch die Einigung der vier Besatzungs-
mächte erfolgen. Es genügt nicht, sich mit der Sowjet-
union zu einigen; wir brauchen auch die Zustimmung der 
drei Westmächte, um zu einem befriedigenden Ergebnis 
zu kommen. Es ist in dem Pariser Vertragswerk gelungen, 

die drei Westmächte für eine Form der Wiederherstellung 
der deutschen Einheit zu gewinnen, die unseren Auffas-
sungen entspricht, nämlich für eine Wiedervereinigung in 
Frieden und Freiheit. Allerdings ist die Verpfl ichtung der 
Westmächte, gemeinsam mit uns die Wiedervereinigung in 
Frieden und Freiheit herbeizuführen, nicht bedingungslos 
eingegangen worden; sie ist an die Ratifi zierung der Pariser 
Verträge geknüpft. Es kommt jetzt darauf an, die Sow-
jetunion zu einer Änderung ihrer bisher völlig negativen 
Haltung in der deutschen Frage zu bewegen.

Ihre Auffassung, daß man es 1952 versäumt habe, die 
Ernsthaftigkeit des sowjetischen Angebotes zu erproben, 
ist nicht zutreffend. Dieses sowjetische Angebot wurde von 
den Westmächten im Einvernehmen mit uns sorgfältig ge-
prüft und mit Gegenvorschlägen beantwortet; die Sowjet-
union brach jedoch im September 1952 den Notenwechsel 
mit den Westmächten ab.«

Quelle: Heinrich von Siegler (Hrsg.): Dokumentation zur 
Deutschlandfrage, Bd. 1, Bonn 1961, S. 275 – 279

Politik & Unterricht • 1-2009



12

Der Text des deutschen Politikwissenschaftlers Detlef Junker 
enthält eine Einschätzung der Bedeutung der Vereinigten 
Staaten für die außenpolitische Annäherung der vorgeb-
lichen »Erbfeinde« Deutschland und Frankreich in histo-
rischer Perspektive bis zur Wiedervereinigung (A 17). Das 
besondere Verdienst, welches dem damaligen Generalsekretär 
des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei der Sowjet-
union, Michail Gorbatschow, im Hinblick auf die historische 
Möglichkeit der deutschen Wiedervereinigung zukommt, 
können die Schülerinnen und Schüler nach Anregung durch 
die Karikatur (A 18) selbstständig recherchieren. Schließ-
lich können die Lernenden anhand der Bekenntnisse von 
Bundeskanzler Helmut Kohl, Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker sowie der deutschen Bischöfe zu einem „europä-
isierten Deutschland“ erkennen, dass die deutsche Wieder-
vereinigung außenpolitisch letztlich nur durch die weitere 
Integration Deutschlands in die europäischen Strukturen 
ermöglicht wurde (A 19). Die Karikatur bringt nochmals 
kontrastiv die mit der deutschen Wiedervereinigung verbun-
denen Bedenken der europäischen Nachbarn zum Ausdruck 
(A 20). 

Die Karte mit den Erweiterungsstufen der Europäischen 
Union macht den Schülerinnen und Schülern die geschicht-
liche Bedeutsamkeit der Beendigung des Kalten Krieges 
nicht allein für Deutschland, sondern für den gesamten 
europäischen Kontinent augenfällig (A 21). Durch ihre 
Auseinandersetzung mit diesen Materialien vermögen die 
Lernenden ein Bild von den schwierigen außenpolitischen 
Rahmenbedingungen und der historischen Dimension der 
deutschen Wiedervereinigung zu gewinnen, welche in der 
Folgezeit auch eine Neujustierung der Außen- und Sicher-
heitspolitik Deutschlands erforderte. Zur Wiederholung der 
bedeutsamen Wegmarken bundesdeutscher Außenpolitik bis 
zur Wiedervereinigung können die Schülerinnen und Schüler 
abschließend Fotos zu außenpolitischen Ereignissen selbst-
ständig datieren und entsprechenden Begriffen zuordnen 
(A 22).

●●●  BAUSTEIN B

AUSSENPOLITISCHE UMBRÜCHE

Die Wiedervereinigung brachte Deutschland die Rückgewin-
nung der vollen nationalen Souveränität im Bereich der 
Außen- und Sicherheitspolitik. Damit verbunden waren in 
der Folge jedoch auch wachsende Erwartungen der Weltge-
meinschaft: Deutschland sollte künftig mehr internationale 
Verantwortung übernehmen. Das bedeutete insbesondere 
für den außen- und sicherheitspolitischen Bereich eine 
Neujustierung. Nachdem die Beschränkungen des Grundge-
setzes für Auslandseinsätze der Bundeswehr außerhalb des 
Bündnisgebiets der NATO im Jahre 1994 vom Bundesver-
fassungsgericht geändert wurden, kam es im Rahmen des 
atlantischen Bündnisses zur Beteiligung der Bundeswehr 

am Krieg gegen Serbien im Kontext des Kosovo-Konfl iktes. 
Dieser wiederum war Anlass für die in der Europäischen 
Union integrierten Staaten, ihre Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) fortzuentwickeln (vgl. hierzu Poli-
tik & Unterricht, Heft 4/2006: Internationale Beziehungen). 
Entsprechend nahm die Bundesrepublik auch an dem ersten 
europäischen Auslandseinsatz in der Demokratischen Repu-
blik Kongo zur Absicherung der Wahlen teil. Darüber hinaus 
ist in Deutschland auch eine Debatte über Werte und na-
tionale Interessen entstanden, welche für die Außen- und 
Sicherheitspolitik maßgeblich sind bzw. sein könnten. Die 
(künftigen) Aufgaben der Bundeswehr müssen in diesem 
Kontext erörtert werden. 

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

Zum Einstieg wird in B 1 das Spektrum der Auslandseinsätze 
der Bundeswehr verdeutlicht. Für das Verständnis der poli-
tischen Legitimation von Einsätzen der Bundeswehr sind die 
Kenntnisse hinsichtlich der Begriffe »Parlamentsvorbehalt« 
sowie »Prinzip der Parlamentsarmee« konstitutiv (B 2 und 
B 3). Im Text des außenpolitischen Experten Karl Kaiser wird 
sodann die neue internationale Verantwortung des verein-
ten Deutschlands hervorgehoben (B 4). Hieraus ergab sich 
für das Bundesverfassungsgericht die Notwendigkeit, das 
Grundgesetz neu zu interpretieren. Dabei ist von entschei-
dender Bedeutung, dass die Schülerinnen und Schüler im 
Hinblick auf etwaige Auslandseinsätze der Bundeswehr den 
Parlamentsvorbehalt und damit die Bundeswehr als »Parla-
mentsarmee« verstehen.

Eine Zäsur der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik bil-
dete sodann der Einsatz der Bundeswehr im Rahmen der 
NATO-Operation »Verbündete Kraft« im ehemaligen Jugos-
lawien (B 5). Ziel der bundesdeutschen Außenpolitik war 
es, durch Luftangriffe auf strategische Ziele im ehemaligen 
Jugoslawien Slobodan Miloševic an der Vertreibung und 
etwaigen Tötung der albanischen Bevölkerung im Kosovo 
zu hindern (B 6). Zwar war eine UN-Mandatierung dieses 
Einsatzes aufgrund der Meinungsunterschiede im Weltsicher-
heitsrat nicht gegeben. Gleichwohl begründete etwa der 
damalige Außenminister Joschka Fischer die deutsche Be-
teilung an diesem Einsatz damit, dass ein zweites Srebrenica 
verhindert werden sollte (B 8). 

Die Schülerinnen und Schüler sollen sich in diesem Kontext 
auch mit den Ereignissen in Srebrenica 1995 auseinanderset-
zen (B 7). Dabei können sie erkennen, dass in bestimmten 
historischen Situationen durchaus ein militärisches Eingrei-
fen in Konfl iktsituationen geboten sein kann, auch wenn 
dieses Eingreifen völkerrechtlich nicht durch die Vereinten 
Nationen mandatiert sein sollte. An dieser Stelle kann ins-
besondere die Rolle der Moral für außen- und sicherheits-
politische Entscheidungen diskutiert werden, wobei auch 
der Text von Andrea Böhm (B 9) sowie die Karikatur B 10 
einbezogen werden sollten. Der Text macht deutlich, dass 
es sich bei dem Kosovo-Krieg um einen Präzedenzfall für die 
internationale wie für die deutsche Politik handelt. 

Baustein B
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Da die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik – auch vor 
dem Hintergrund der ursprünglichen Bedenken der euro-
päischen Partner Frankreich und Großbritannien im Hin-
blick auf die Wiedervereinigung – nur in ihrer Verzahnung 
mit der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik ver-
standen werden kann, sollen sich die Schülerinnen und 
Schüler nunmehr mit dem europäischen Auslandseinsatz im 
Sommer 2006 in der Demokratischen Republik Kongo aus-
einandersetzen. Die Landkarte mit den Rohstoffvorkommen 
im Kongo (B 11) sowie das Foto B 12 vermitteln einen 
geographischen und bildlichen Eindruck des schwarzafrika-
nischen Staates. Der Einsatz einer vom UN-Sicherheitsrat 
mandatierten EU-Truppe, die von einem deutschen Gene-
ralleutnant befehligt wurde, diente dem Schutz der ersten 
freien Präsidentschaftswahlen im Kongo. Der eigenständige, 
das heißt ohne die Hilfe der NATO bzw. der Vereinigten 
Staaten, durchgeführte Einsatz der EU-Streitkräfte war der 
erste seiner Art im Rahmen der Europäischen Außen- und 
Sicherheitspolitik (B 11). 

Allerdings darf an dieser Stelle nicht verschwiegen werden, 
dass die Entwicklung in der Demokratischen Republik Kongo 
nicht die mit der von der EU-Truppe geschützten Präsident-
schaftswahl verbundenen Erwartungen erfüllen konnte. Das 
Land, insbesondere die östliche Grenzregion zu Uganda und 
Ruanda, wird inzwischen wieder von einem Krieg verwüstet, 
unter dem vor allem die Zivilbevölkerung zu leiden hat. Die 
Vereinten Nationen wie auch die Europäische Union haben 
hierfür noch keine adäquate politische Antwort gefunden 
(B 12). Die Schülerinnen und Schüler können angesichts 
dieser Entwicklung erkennen, wie mühsam und nicht frei 
von Rückschlägen oftmals Außen- und Sicherheitspolitik zu 
gestalten ist und dass zu ihrer Durchführung ein langer Atem 
erforderlich sein kann.

Die Politikkonzeption, wonach deutsche Außenpolitik vor-
nehmlich im europäischen Rahmen agieren sollte, wird auch 
im Weißbuch 2006 deutlich, das vom Bundesministerium 
der Verteidigung herausgegeben wurde (B 13). Die darin 
vorgestellten Werte, Interessen und Ziele deutscher Sicher-
heitspolitik sollen insbesondere in internationalen und su-
pranationalen – sprich europäischen – Institutionen wahr-
genommen werden. Aus den Werten, Interessen und Zielen 
deutscher Außen- und Sicherheitspolitik leiten sich auch die 
Aufgaben der Bundeswehr ab. 

Die Auslandseinsätze der Bundeswehr – und hier ist ins-
besondere auch der Einsatz im Rahmen der ISAF in Af-
ghanistan, auf welchen im Baustein C näher eingegangen 
wird, zu nennen – bilden jedoch auch ein Problem für die 
Finanzierung des Verteidigungshaushalts (B 14 – B 16). Die 
Schülerinnen und Schüler können vor diesem Hintergrund 
erkennen, dass der Gestaltung deutscher Außen- und Sicher-
heitspolitik – unbeschadet der im Weißbuch 2006 oder in 
der Europäischen Sicherheitsstrategie formulierten Ziele –
ein fi nanzieller Rahmen gesetzt ist und deshalb nicht alles 
politisch Wünschbare auch durchsetzbar ist. 

●●●  BAUSTEIN C

DER ISAF-EINSATZ DER BUNDESWEHR 
IN AFGHANISTAN

Der außen- und sicherheitspolitisch bedeutsamste Einsatz 
der Bundeswehr seit ihrem Bestehen stellt die Beteiligung 
an der NATO-geführten International Security Assistance 
Force (ISAF) in Afghanistan dar, die im Dezember 2001 vom 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen mandatiert und vom 
Deutschen Bundestag 2002 beschlossen worden war. Zu-
gleich wurde bislang kein Auslandseinsatz der Bundeswehr 
in der politischen Öffentlichkeit so kontrovers diskutiert. Die 
Auseinandersetzung mit den Materialien dieses Bausteins 
ermöglicht den Schülerinnen und Schülern eine vertiefte 
Auseinandersetzung mit dem Konfl ikt in Afghanistan unter 
deutscher Beteiligung sowie mit außen- und sicherheitspo-
litischen Fragestellungen im Kontext der NATO-geführten 
ISAF-Mission.

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

Nach der Auseinandersetzung mit Schlagzeilen zum ISAF-
Einsatz in Afghanistan (C 1) sollen die Schülerinnen und 
Schüler Grundkenntnisse über die Historie des Landes sowie 
die politischen Hintergründe des ISAF-Einsatzes erwerben. 
Den politischen Anlass dieses bislang beispiellosen mili-
tärischen Engagements der Bundesrepublik Deutschland 
bildeten die Anschläge vom 11. September 2001 in den 
Vereinigten Staaten, für welche Osama bin Laden und das 
Terrornetzwerk al-Qaida verantwortlich gemacht wurden. Das 
Taliban-Regime in Afghanistan wurde deshalb aufgefordert, 
Osama bin Laden auszuliefern und al-Qaida des Landes zu 
verweisen. Als dieser Aufforderung nicht nachgekommen 
wurde, kam es in Afghanistan zu Kampfhandlungen einer 
von den USA geführten Allianz, in deren Folge die Taliban 
besiegt wurden (C 2 und C 3). 

Die Bundeswehr führt den Einsatz in Afghanistan im Rahmen 
der NATO-geführten ISAF-Truppe, die vom Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen mandatiert wurde (C 4). Die Karte stellt 
die Regionalkommandos der ISAF unter deutscher Beteili-
gung vor (C 5). Über die Fotos können sich die Lernenden 
die verschiedenen Ziele des Bundeswehreinsatzes in Afgha-
nistan erarbeiten (C 6).

Olaf Ihlau umreißt sodann auf der Grundlage einer Bilanz 
des seit 2002 durchgeführten Einsatzes der internationa-
len Schutztruppe das Spektrum der Probleme, denen sich 
die ISAF-Mission ausgesetzt sieht: Dieses reicht von anhal-
tenden militanten Aktionen der Taliban über mangelnden 
Wirtschaftsaufbau, anarchische Zustände in einigen Provin-
zen, den Drogenanbau und Drogenhandel bis hin zur Korrup-
tion bis in höchsten Regierungskreisen (C 7). Trotz dieser 
Zustände in Afghanistan nach sieben Jahren seit Beginn 
des ISAF-Einsatzes warnt Verteidigungsminister Franz Josef 
Jung vor einem Abzug der deutschen Truppen und begrün-

Baustein C

Politik & Unterricht • 1-2009



14

det dessen Notwendigkeit mit der Sicherheit Deutschlands 
(C 8). In dem Interview mit ISAF-General Domröse werden 
die Bedingungen für die Befriedung Afghanistans aufgezeigt 
(C 9).

Eine der größten sicherheitspolitischen Herausforderungen 
in Afghanistan stellt die Drogenproduktion dar. Afghanistan 
ist der mit Abstand größte Opiumproduzent der Welt, denn 
über 90 Prozent des weltweit konsumierten Heroins stam-
men von hier. Zwar bekämpft die afghanische Regierung 
inzwischen die Drogenproduktion, indem sie beispielsweise 
Opiumfelder vernichtet. Doch zugleich ist die Korruption 
auf allen Ebenen in Afghanistan weit verbreitet. So zählen 
selbst Regierungsvertreter zu den größten Nutznießern des 
Drogenanbaus. Die von der Vernichtung der Opiumfelder 
betroffene Bevölkerung erkennt in diesem Verhalten der 
afghanischen Politiker eine doppelte Moral. Ansätze für eine 
»alternative Entwicklung« gehen stattdessen davon aus, 
dass der Kampf gegen die Armut eine der wirksamsten Stra-
tegien zur Drogenbekämpfung darstellt (C 10).

Vor dem Hintergrund der Stellungnahmen der im Bundes-
tag vertretenen Parteien (C 11) können die Schülerinnen 
und Schüler selbstständig zu einer Einschätzung der unter-
schiedlichen außen- und sicherheitspolitischen Positionen 
bezüglich des ISAF-Einsatzes der Bundeswehr in Afghanistan 
gelangen. Grundlage dieser Einschätzung kann der Vergleich 
der Stellungnahmen der Parteien im Hinblick auf die Begrün-
dung des ISAF-Einsatzes, die Analyse der Schwierigkeiten 

in Afghanistan, die vorgestellten Lösungsansätze zur Behe-
bung dieser Schwierigkeiten und das übergeordnete Ziel des 
ISAF-Einsatzes in Afghanistan sein. 

Für die weitere politische Entwicklung in Afghanistan und 
damit zusammenhängend für die Zukunft der NATO-ge-
führten ISAF-Mission gehen die Meinungen von politischen 
Beobachtern stark auseinander. Damit sollen sich die Ler-
nenden abschließend auseinandersetzen. So gelangt der 
amerikanische Kommentator internationaler Politik, William 
Pfaff, zu dem Schluss, die NATO schaufl e sich in Afghanistan 
wahrscheinlich selbst ihr Grab (C 12). Die europäischen 
Mitglieder des atlantischen Bündnisses hätten sich selbst 
zu einer Hilfstruppe der US-Außenpolitik gewandelt, die 
seit den Anschlägen vom 11. September 2001 »katastro-
phal falsch angelegt« sei. Dagegen sieht der ehemalige US-
amerikanische Sicherheitsberater und Außenminister Henry 
Kissinger in Afghanistan »vitale westliche Interessen« in 
Gefahr. Er betont deshalb die Notwendigkeit, dass noch 
mehr NATO-Truppen in Afghanistan zum Einsatz kommen. 
Vor diesem Hintergrund müssten in Zukunft auch deutsche 
Soldaten im besonders umkämpften Süden des Landes ein-
gesetzt werden. Es dürfe, so Kissinger, keine NATO-Allianz 
»à la carte« geben (C 13). Die Schülerinnen und Schüler 
können sich somit zum Abschluss ihrer Auseinandersetzung 
mit diesem Thema ein politisches Urteil über diese in der 
politischen Öffentlichkeit wie in der Wissenschaft kontro-
vers diskutierte Thematik bilden. 
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